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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Gabriel Kolly / Patrice Jordan 2017-CE-113 
Verbrennen von Ästen ausserhalb des Waldes: Wer erteilt 
die Bewilligung? 

I. Frage 

Derzeit bestehen gewisse Unklarheiten über die Bewilligung für das Verbrennen von Ästen im 

Freien, zum Beispiel bei der Säuberung von Weideflächen oder Holzschlag auf den Alpen oder auf 

Wiesen. 

Gemäss den Gemeinden werden die Bewilligungen entweder von der Gemeindebehörde oder von 

den Revierförstern erteilt oder direkt an die Feuermeldezentrale weitergeleitet. 

Aus diesen Gründen bitten wir den Staatsrat, die folgenden Fragen zu beantworten: 

1. Wer ist für die Erteilung einer Bewilligung für das Verbrennen von Ästen im Freien zuständig? 

2. Kann die Bewilligung online beantragt werden? Falls nicht, wäre es möglich, einen solchen 

Service einzurichten, um die Übermittlung von Informationen (an die Gemeinde, an die Feuer-

wehr oder an die Kantonspolizei) zu erleichtern? 

3. Welche Rolle und Zuständigkeiten haben die Revierförster bei der Erteilung einer Bewilligung 

für Feuer im Freien? 

18. Mai 2017 

II. Antwort des Staatsrats 

1. Allgemeine Vorbemerkungen 

1.1. Grundsätze für die Grünabfallverwertung 

Das Umweltschutzgesetz (USG, Art. 30c Abs. 2) verbietet das Verbrennen von Abfällen ausserhalb 

von geeigneten Anlagen, mit Ausnahme von natürlichen Wald-, Feld- und Gartenabfällen, wenn 

dadurch keine übermässigen Immissionen entstehen. Konkret bedeutet dies gemäss Luftreinhalte-

Verordnung (LRV, Art. 26b), dass die natürlichen Abfälle so trocken sein müssen, dass nur wenig 

Rauch entsteht. Allerdings zeigt die Praxis, dass diese Bedingungen meist nicht eingehalten werden 

können und deshalb auf das Verbrennen dieser Abfälle verzichtet werden muss. In der Regel 

bestehen die natürlichen Abfälle nämlich aus Grüngut, das einen hohen Feuchtigkeitsgehalt 

aufweist. Das Verbrennen von Wald-, Feld- und Gartenabfällen im Freien erzeugt eine erhebliche 

Belastung der Luft durch Feinstaub und weitere gefährliche Schadstoffe. Der Feinstaub gefährdet 

die Gesundheit, indem er die Lungenfunktion schwächt und Atembeschwerden verursacht. 
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Die natürlichen Wald- und Gartenabfälle umfassen den im Rahmen der forstlichen Nutzung 

entstehenden Schlagabraum und das aus der Gartenpflege anfallende Grüngut. Zu den natürlichen 

Feldabfällen im Sinne der LRV zählen alle pflanzlichen Abfälle, die in der Landwirtschaft und der 

Landschaftspflege entstehen, z.B. beim Unterhalt von Hecken, Weinbergen, Obstanlagen, Alleen, 

Alpweiden, Wiesen und landwirtschaftlichen Kulturen.  

Die Entsorgung natürlicher Abfälle hat nach den bekannten und üblichen Vorgaben der Abfallwirt-

schaft zu erfolgen:  

1. Priorität: Verwertung (Verrottung vor Ort (im Wald)), Herstellung von Holzschnitzeln, die als 

Einstreue bei Reit- oder Freilaufplätzen, bei der Gartengestaltung und für Wege eingesetzt werden, 

Kompostierung – individuell oder in einer bewilligten Abfallbehandlungsanlage (z. B. dezentrale 

Feldrandkompostierung, regionale Kompostanlage, Methanisierungsanlage usw.). 

2. Priorität: Sofern es ihre Qualität erlaubt, können natürliche Holzabfälle in einer Holzfeuerungsan-

lage als Holzbrennstoff im Sinne der LRV (Anhang 5 Ziffer 31) verwertet werden als stückiges 

Holz (Scheitholz, Reisig), oder als nichtstückiges Holz (Hackschnitzel, Späne, Rinde). Achtung: Es 

ist wichtig, dass das Stückholz genügend getrocknet ist, bevor es in einem Heizkessel, einem 

Holzofen oder in einem Cheminée verbrannt wird. Hack- und Rindenschnitzel dürfen nur in dafür 

vorgesehenen und auf die Feuchtigkeit des Brennstoffs eingestellten Holzfeuerungsanlagen 

verwertet werden. 

3. Priorität: Als Ausnahme vom allgemeinen Verbrennungsverbot kann dem bewilligungspflichti-

gen Verbrennen von nicht ausreichend trockenen Wald-, Feld- und Gartenabfällen ausschliesslich 

zugestimmt werden, wenn ein überwiegendes Interesse besteht. Dies ist in folgenden Situationen in 

Zusammenhang mit Schlagabraum der Fall: 

> Von Forstschädlingen befallener Schlagabraum. Der «Buchdrucker» und der «Kupferstecher» 

sind gefürchtete Borkenkäfer, welche bei Sturmschäden und Trockenheit auftreten können. In 

diesen Fällen ist die Vernichtung von befallenem Schlagabraum und der Rinde zur Bekämpfung 

des Borkenkäfers unerlässlich. Sofern keine Möglichkeit besteht, das potenzielle Brutmaterial 

z. B. durch Hacken unschädlich zu machen, ist eine rasche Verbrennung die wirkungsvollste 

Methode zur Borkenkäferbekämpfung.  

> Verklausungsgefahr durch Schlagabraum in Fliessgewässern oder steile Landwirtschaftsflächen. 

Das Verbrennen des Schlagabraums kann notwendig werden, wenn die Aufschichtung oder 

Entfernung mit übermässigen Kosten verbunden wäre, insbesondere weil der Abraum in einer 

Böschung am Rand eines Wildbachs, in einem Bachbett (Verklausungsgefahr) oder auf einer 

steilen Landwirtschaftsfläche (Wiese, Weide) anfällt.  

> Arbeitssicherheit in steilem Gelände. Bei der Waldpflege in steilen Hängen kann das Verbrennen 

von Schlagabraum ausnahmsweise notwendig sein, um Unfälle bei den Waldarbeitern zu 

verhüten.  

Ausserhalb des Waldes kann eine angeordnete Ausmerzung von Pflanzen bei besonders gefährli-

chen Pflanzenkrankheiten und bei Pflanzenschädlingen (z. B. Feuerbrand) das Verbrennen des 

Grünabfalls erfordern.  

Bei jeder bewilligten oder angeordneten Verbrennung vor Ort sind Vorkehrungen zu treffen, um 

eine übermässige Rauchentwicklung und eine Belästigung der Nachbarschaft zu vermeiden. 
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1.2. Aufgaben der verschiedenen Akteure 

Mit dem Vollzug der rechtlichen Bestimmungen im Bereich der Abfallverbrennung sind 

verschiedene Behörden betraut:  

> Die Gemeinden überwachen das Verbot, Abfälle im Freien oder in ungeeigneten Anlagen zu 

verbrennen (Art. 26a LRV). Im Weiteren kontrollieren sie auch die Einhaltung der Anforderun-

gen an das Verbrennen natürlicher Feld- und Gartenabfälle (Art. 26b LRV: nur trockenes Holz, 

nur wenig Rauch). Sie schreiten insbesondere auch bei Klagen ein, wobei sie sich um Schlich-

tung des Konflikts bemühen. Im Rahmen ihrer Aufgaben im Bereich der Abfallbewirtschaftung 

informieren sie die Bevölkerung über das Abfallverbrennungsverbot und organisieren die 

Separatsammlung verwertbarer Abfälle.  

Bezüglich der natürlichen Abfälle aus der Landwirtschaft («Feldabfälle») werden die Gemeinden 

hierbei vom Amt für Landwirtschaft (LwA) und vom Landwirtschaftlichen Institut Grangeneuve 

(LIG) unterstützt. Wenn nötig verzeigen sie Widerhandlungen gegen das Verbot bei der Staats-

anwaltschaft.  

Es sei bemerkt, dass die Gemeinden über keine Kompetenz verfügen, Ausnahmebewilligungen 

für die Abfallverbrennung im Freien zu erteilen.  

> Das Amt für Wald, Wild und Fischerei (WaldA) überwacht und kontrolliert die Einhaltung der 

Anforderungen an das Verbrennen von Schlagabraum (Art. 26b LRV, Art. 33a Abs. 1 WSR). Das 

WaldA erteilt die Bewilligungen für Ausnahmen gemäss Artikel 33a Absatz 2 des Reglements 

über den Wald und den Schutz vor Naturereignissen (WSR) und überwacht die Einhaltung der 

damit verbundenen Bedingungen. Es informiert und berät die Waldbesitzer und die Forstbetriebe.  

> Der Pflanzenschutzdienst des LIG ordnet die Verbrennung von Feld- und Gartenabfällen an, 

wenn diese Abfälle aus Sicht des Pflanzenschutzes nicht anders beseitigt werden können 

(Art. 26b Abs. 2 LRV). Bezüglich der «Feldabfälle» berücksichtigen das LwA und das LIG die 

Anforderungen gemäss Artikel 26b LRV Im Rahmen des Vollzugs der Landwirtschaftsgesetzge-

bung. 

Das Amt für Umwelt (AfU) berät und unterstützt die kantonalen und kommunalen Behörden beim 

Vollzug von Artikel 26a und 26b LRV. 

2. Beantwortung der Fragen 

1. Wer ist für die Erteilung einer Bewilligung für das Verbrennen von Ästen im Freien zuständig? 

Das WaldA ist die zuständige Behörde für die Überwachung und Kontrolle der Einhaltung der 

Anforderungen an das Verbrennen von Schlagabraum. Es kann das Verbrennen von Waldabfällen 

ausnahmsweise bewilligen, unter Vorbehalt eines überwiegenden Interesses (Pflanzenschutz, 

Verklausungsgefahr, steile Landwirtschaftsfläche, Arbeitssicherheit) und wenn es keine andere 

Möglichkeit gibt, diese Grünabfälle angemessen zu verwerten. Hingegen hat das WaldA grundsätz-

lich keine Kompetenz bei der Verwertung von Grünabfällen, die nicht aus dem Wald stammen.  

Der Pflanzenschutzdienst des LIG ordnet die Verbrennung von Feld- und Gartenabfällen an, wenn 

diese Abfälle aus Sicht des Pflanzenschutzes nicht anders beseitigt werden können. 

Entgegen dem, was in der Anfrage gesagt wird, haben die Gemeinden keine Kompetenzen, was die 

Erteilung von Ausnahmebewilligungen für das Verbrennen von Grünabfällen betrifft. 
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2. Kann die Bewilligung online beantragt werden? Falls nicht, wäre es möglich, einen solchen 

Service einzurichten, um die Übermittlung von Informationen (an die Gemeinde, an die Feuer-

wehr oder an die Kantonspolizei) zu erleichtern? 

Derzeit gibt es keinen Online-Antrag für die Verbrennung von Grünabfällen. Unter Berücksichti-

gung der vom WaldA im Laufe der letzten Jahre gemachten Erfahrungen – im Rahmen der 

Bemühungen zugunsten der Luftreinhaltung ist die Zahl der erteilten Bewilligungen für die Ver-

brennung von Schlagabraum von 97 im Jahr 2013 auf 53 im Jahr 2016 zurückgegangen – scheint es 

nicht notwendig, ein solches System einzurichten. Dank der hervorragenden Beratungstätigkeit der 

Revierförster konnten Alternativen zur Verbrennung von Waldabfällen gefunden werden, nämlich 

die Förderung der Lösungen im Sinne der beiden ersten weiter oben ausgeführten Prioritäten. Es 

kann also davon ausgegangen werden, dass die Verbrennung von Waldabfällen in den kommenden 

Jahren noch weiter zurückgehen wird. 

Gemäss den Informationen des Pflanzenschutzdiensts des LIG betrafen die in den letzten Jahren 

erteilten Bewilligungen grundsätzlich nur Fälle von Feuerbrand, mit Ausnahme eines Falls von 

Ackerkratzdisteln auf einer Alp im Jahr 2015. Die Anzahl der von Feuerbrand betroffenen Bäume, 

die zwischen 2013 und 2016 eliminiert wurden, wobei nicht alle zwingend im Freien verbrannt 

wurden, sondern zur SAIDEF gebracht werden konnten, betrug im Jahr 2013: 17; 2014: 10; 

2015: 68 (wovon 61 in den Gemeinden Siviriez und Vuisternens-dt-Romont); 2016: 9. 

Die geringe Anzahl an Bewilligungen für Verbrennungen rechtfertigt die Einführung eines Online-

Systems für die Bewilligungsanträge somit nicht. Zudem zeigt das Beispiel der Umsetzung des 

Bewilligungssystems für die Verbrennung von Waldabfällen im Freien, dass für jeden Fall eine 

detaillierte Prüfung vorgenommen werden muss, die alle betroffenen Akteure (Eigentümer und/oder 

Bewirtschafter des Waldes, Revierförster, gegebenenfalls Forstkreis oder sogar die Zentrale des 

Amts für Wald, Wild und Fischerei) mit einschliesst, bevor objektiv darauf geschlossen werden 

kann, dass die Verbrennung die beste Lösung ist. Eine Online-Lösung würde der erhöhten 

Komplexität des Vorgehens kaum gerecht. 

Die Autoren der Anfrage stellten namentlich «gewisse Unklarheiten» bei der «Bewilligung für das 

Verbrennen von Ästen im Freien, zum Beispiel bei der Säuberung von Weideflächen oder Holz-

schlag auf den Alpen oder auf Wiesen» fest. 

Wie bereits erwähnt, ist die Aufteilung der Aufgaben zwischen den verschiedenen Akteuren 

im Bereich der Verbrennung von Grünabfällen im Freien grundsätzlich klar. Die «gewissen 

Unklarheiten», die festgestellt wurden, rühren möglicherweise von einer gewissen Unkenntnis der 

gesetzlichen Grundlagen und der entsprechenden, insbesondere vom AfU publizierten Vollzugshil-

fen sowie einigen Fehlern, die im Rahmen der Anwendung der Gesetzesgrundlagen in diesem 

Bereich aufgetreten sind – ein Bereich, der zugegebenermassen von eher hoher Komplexität ist. 

Es muss jedoch festgestellt werden, dass in den vergangenen Jahren im Voralpengebiet regelmässig 

Grünabfälle verbrannt wurden, bei denen es sich nicht um Schlagabraum handelte, sondern 

vielmehr um Abfälle von der Säuberung von Weideflächen oder von Holzschlag ausserhalb des 

Waldes, obwohl keine Ausnahmebewilligung vorlag. Dies führte zur Immission von dichtem Rauch 

in der Nachbarschaft, was zahlreiche Klagen bei den Behörden und den Einsatzorganen auslöste.  

Das Problem wurde von den betroffenen Ämtern erkannt. Eine Arbeitsgruppe, der das AfU (Präsi-

dium), das LwA, das LIG, das Amt für Natur und Landschaft (ANL) und das WaldA angehören, 
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wurde kürzlich ins Leben gerufen, um die Massnahmen zu erörtern, die zu ergreifen sind, um eine 

bessere Verwertung dieser Grünabfälle zu erreichen und um zweckmässige Lösungen zu finden, die 

den Gesetzesvorgaben entsprechen. Sie wird zudem diskutieren, ob es notwendig ist, eine Möglich-

keit, die Grünabfälle von der Wiesen- und Weidenpflege und von den Holzschlägen in der 

voralpinen Zone zu verbrennen, und Rahmenbedingungen für die Umsetzung einer solchen Praxis 

einzuführen. Je nach Erfordernissen könnte eine Vertreterin oder ein Vertreter der Alpwirtschaft in 

dieser Arbeitsgruppe Einsitz nehmen.  

3. Welche Rolle und Zuständigkeiten haben die Revierförster bei der Erteilung einer Bewilligung 

für Feuer im Freien? 

Im Rahmen der Umsetzung der staatlichen Aufgaben des Amts für Wald, Wild und Fischerei ist der 

Revierförster zuständig für die Erteilung oder die Ablehnung der Ausnahmebewilligungen für die 

Verbrennung von Schlagabraum. Vor der Erteilung einer Bewilligung hat der Förster eine beratende 

Rolle inne. Grundsätzlich müssen alle anderen Lösungen geprüft und privilegiert werden, mit denen 

eine Verbrennung verhindert werden kann. Der Revierförster berät den Waldeigentümer oder den 

Forstbetrieb beim Anzeichnen zu den Bewirtschaftungsmöglichkeiten, mit denen verhindert werden 

kann, dass gefällte Bäume auf den Wiesen und Weiden liegen. Es kommt daher häufig vor, dass das 

Anzeichnen aufgrund dieses Ziels abgeändert wird. Der Förster kann den Eigentümer auch zu den 

Möglichkeiten einer Verwertung des Schlagabraums orientieren. 

Bei der Verbrennung von Feld- (Landwirtschafts-) und Gartenabfällen hat der Revierförster derzeit 

weder Kompetenzen noch Funktionen inne. 

22. August 2017 
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